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ziele sind durch Nebenbedingungen, Strukturziel durch ein System von 
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geführt hat, kommt es zunächst darauf  an, die alternativen Lösungs-
möglichkeiten aufzuzeigen 306 — 2. Zur  Erschließung des Möglichkeits
bereichs empfiehlt es sich, zwischen Ursachentherapie und Neutralisie-
rungspolitik, Ordnungs- und  Ablaufspolitik, qualitativen und quanti
tativen Maßnahmen, Fiskalpolitik und  Verhaltenskontrolle zu unter
scheiden und dem staatlichen Zwang die verschiedenen Formen der 
Verhaltensbeeinflussung und  die Vereinbarung (Reziprozität) gegen
überzustellen 309 — 3. Um zu einer Rangordnung von Empfehlungen 
zu gelangen, muß man die Vor- u n d  Nachteile der  denkbaren Alter
nativen ermitteln und  bewerten 319 — 4. Wenn die Alternativen nach 
ihrer Erfolgswirksamkeit beurteilt worden sind, ergibt sich als nächste 
Aufgabe die Abwägung unter  dem Gesichtspunkt der  erwünschten und  
unerwünschten Nebenwirkungen 325 — 5. Aus der  Ungewißheit über 
die Wirkungen alternativer Maßnahmen und aus der  Bewertungs
problematik ergeben sich einige Schwierigkeiten fü r  die Zusammen
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III. Vom Vorschlag bis zur Erfolgskontrolle 

1. Die Durchsetzung eines Vorschlages in den entscheidenden Gremien 
ist eine essentiell politische Aufgabe 336 — 2. Die rechtliche Ausgestal
tung wirtschaftspolitischer Maßnahmen erfordert die Mitwirkung sach
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sonalpolitischen Vorbereitungen getroffen werden 341 — 4. Syste
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